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Terminhinweise

Wiederholung
Freitag, 21. Mai, 12 Uhr, St. Emmeram,

Cosimastraße/Ecke Oberföhringer Straße

Die Stadtwerke München (SWM) und die Münchner Verkehrsgesellschaft
(MVG) laden ein zum Spatenstich für die neue Tram St. Emmeram. Es
sprechen Oberbürgermeister Christian Ude, MVG-Chef Herbert König
und Ulrich Tetzner für den BA 13 (Bogenhausen). Anschießend erfolgt –
voraussichtlich gegen 12.30 Uhr – der symbolische erste Spatenstich im
Bereich der künftigen Wendeschleife. Um zirka 13 Uhr startet eine Bus-
Rundfahrt entlang der künftigen Strecke, in deren Rahmen das Neubau-
vorhaben vor Ort erläutert wird.
Anfahrt: U6 bis Studentenstadt, von dort mit dem MetroBus 50 (Richtung
Johanneskirchen Bahnhof) bis St. Emmeram (drei Haltestellen).

Dienstag, 25. Mai, 11 Uhr, auf dem Marienplatz

Die Münchner Verkehrsgesellschaft (MVG) testet künftig einen weiteren
Hybridbus. Oberbürgermeister Christian Ude, MVG-Chef Herbert König
und Bernd Maierhofer, Vorstand Engineering und Portfolio Development
der MAN Nutzfahrzeuge AG, präsentieren das innovative Fahrzeug. An-
schließend ist eine Probefahrt vorgesehen.

Dienstag, 25. Mai, 11 Uhr, Heßstraße 22

Stadtrat Dr. Reinhard Bauer (SPD) gratuliert der Münchner Bürgerin Ursula
Krantz im Namen der Stadt zum 100. Geburtstag.

Dienstag, 25. Mai, zirka 12 Uhr, Osterwaldstraße 25

Stadtrat Dr. Reinhold Bauer (SPD) gratuliert der Münchner Bürgerin Kres-
zentia Raihl im Namen der Stadt zum 103. Geburtstag.

Bürgerangelegenheiten

Donnerstag, 27. Mai, 18.30 Uhr,

Stadtteilzentrum Fürstenried Ost, „Bürgersaal”, Züricher Straße 35

Bürgersprechstunde des Bezirksausschusses 19 (Thalkirchen - Obersend-
ling - Forstenried - Fürstenried - Solln) mit dem Vorsitzenden Hans Bauer.
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Meldungen

Landeshauptstadt München im Vorstand der Europäischen Foren

für Urbane Sicherheit

(20.5.2010) Das Europäische Forum für Urbane Sicherheit (EFUS) ist ein
europäisches Städtenetzwerk mit mehr als 300 Kommunalverwaltungen
aus 44 europäischen Ländern. Es beschäftigt sich mit allen wichtigen Fra-
gen städtischer Sicherheit und Kriminalprävention und unterstützt Kontak-
te zwischen europäischen Städten durch Erfahrungsaustausch und fördert
die Zusammenarbeit. Kreisverwaltungsreferent Dr. Wilfried Blume-Beyerle
wurde jetzt auf der Hauptversammlung des Europäischen Forums für Ur-
bane Sicherheit (EFUS) in den Vorstand gewählt.
Durch die Mitarbeit im Vorstand von EFUS ist die Landeshauptstadt Mün-
chen nicht mehr nur „ordentliches“ Mitglied in diesem für Sicherheitsfra-
gen wichtigen Forum, sondern hat durch die neue Funktion mehr Mitge-
staltungsmöglichkeiten auf internationaler Ebene.
Am 10. Mai wurde zudem das Deutsch-Europäische Forum für Urbane Si-
cherheit, kurz DEFUS, durch Vertreter und Vertreterinnen deutscher Kom-
munen und kriminalpräventiver Organisationen gegründet. DEFUS stellt
den nationalen Zusammenschluss der deutschen Mitglieder des Europäi-
schen Forums für Urbane Sicherheit (EFUS) dar und dient der Verbesse-
rung der Zusammenarbeit in der öffentlichen Sicherheit, insbesondere auf
den Gebieten der Verbrechensvorbeugung und -bekämpfung, der Intensi-
vierung der kommunalen Kriminalprävention sowie der Verkehrssicherheit.
Auch in diesem Gremium ist die Landeshauptstadt München nunmehr ver-
treten.

Vorlesung über Münchner Klimaschutzprogramm

(20.5.2010) Das Klimaschutzprogramm der Landeshauptstadt München
stellt Klimaschutzexperte Matthias Sinn vom Referat für Gesundheit und
Umwelt bei der Ringvorlesung „Umwelt“ am Mittwoch, 26. Mai, in der
Technischen Universität (TU) München vor. Sinns Vorlesung mit dem Titel
„Das Klimaschutzprogramm der Stadt München“ beginnt um 19.30 Uhr,
in Hörsaal 1100 (Hauptgebäude, Arcisstraße 21).
Ziel des Klimaschutzprogramms ist, die CO2-Emissionen in München bis
2030 pro Einwohner auf Basis des Jahres 1990 zu halbieren. Um diese
vom Stadtrat beschlossene Selbstverpflichtung zu erreichen, bedient sich
München vielfältiger Instrumente – darunter das Förderprogramm Energie-
einsparung (FES) oder die Beratung von Bürgerinnen und Bürgern im Bau-
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zentrum München. Diese und weitere Beispiele aus der Praxis werden in
der Vorlesung dargestellt. Auch wird eine Studie des „Wuppertaler Instituts
für Klima, Umwelt, Energie GmbH“ angesprochen, die im Auftrag von Sie-
mens erstellt wurde. Sie zeigt Wege auf, wie die CO2-Emissionen bis zum
900. Stadtgeburtstag im Jahr 2058 sogar um 80 bis 90 Prozent gesenkt
werden könnten. Sinn spricht in der Vorlesung auch rechtliche, wirtschaft-
liche und psychologische Faktoren an, die einer schnellen Umsetzung der
Klimaschutzziele entgegenwirken.
Die Ringvorlesung „Umwelt“ ist eine öffentliche wissenschaftliche Vor-
tragsreihe, die heuer ihr 25-jähriges Bestehen feiert und von der Studen-
tischen Vertretung der TU München organisiert wird.

Beflaggung zum Jahrestag der Verkündung des Grundgesetzes

(20.5.2010) Zum Jahrestag der Verkündung des Grundgesetzes am 23.
Mai 1949 werden am Sonntag, 23. Mai, die städtischen Dienstgebäude
beflaggt.

Reihe „Sounds like Munich”: Diskussion zum Thema Hip-Hop/Rap

(20.5.2010) „Gibt es einen spezifischen München-Sound?“ Gemeinsam
mit Studierenden spürt Johannes Moser vom Institut für Europäische
Ethnologie/Volkskunde dem Sound Münchens in einem zweisemestrigen
Forschungsprojekt nach und lädt in Zusammenarbeit mit dem Kulturreferat
im Rahmen der Reihe „Sounds like Munich” zentrale Akteurinnen und
Akteure der Münchner Sound-Landschaft zum öffentlichen Gespräch ein.
Die erste Podiumsdiskussion war der Münchner Volksmusik gewidmet;
beim kommenden Termin am Dienstag, 25. Mai, 19 Uhr, in der Black Box
im Gasteig, Rosenheimer Straße 5, werden Ralf Binder (DJ und Booker
für die Muffathalle) und Anton Schneider (Rapper bei Creme fresh) zum
Münchner Hip-Hop beziehungsweise Rap Stellung beziehen: „Was hat die
Szene der Stadt ihrem Müsli- und Söhnchen-Image entgegen zu setzen?
Spiegelt sich die heimliche Hauptstadt im Beat des Conscious-Rap? Re-
spect meets Tradition!” Der Eintritt ist frei. Nähere Informationen und wei-
tere Termine sind unter www.muenchen.de/volkskultur ersichtlich.

http://www.muenchen.de/volkskultur


Rathaus Umschau
Seite 5

Antworten auf Stadtratsanfragen
Donnerstag, 20. Mai 2010

Wie hoch ist die Kaiserschnittrate in München?

Anfrage Stadträtinnen Gülseren Demirel und Lydia Dietrich (Bündnis 90/
Die Grünen) vom 7.1.2010

Antwort Joachim Lorenz, Referent für Gesundheit und Umwelt:

Ihrer Anfrage liegt folgender Sachverhalt zu Grunde:

„In zehn Jahren erhöhte sich der Anteil der Entbindungen durch Kaiser-
schnitt in deutschen Krankenhäusern von 17 auf 27 Prozent. Als Gründe
für den Anstieg der Kaiserschnittrate werden ein verändertes Risikoprofil
der Schwangeren, beispielsweise ein höheres Durchschnittsalter, aber
auch organisatorische oder ökonomische Gründe genannt. Die auffällige
Zunahme von Kaiserschnitt-Geburten in deutschen Krankenhäusern ließ
den Verdacht aufkommen, die Frauen selbst würden den Anstieg der Rate
verursachen. Prominenten Vorbildern folgend, würden werdende Mütter
einen Kaiserschnitt einfordern, auch wenn keine medizinische Indikation
vorliegt.
Eine Studie von 2006 des Institut für Public Health und Pflegeforschung
(IPP) im Fachbereich Human- und Gesundheitswissenschaften der Univer-
sität Bremen (IPP) zeigte jedoch, dass nur zwei Prozent der Frauen einen
Wunsch-Kaiserschnitt hatten. Fast 90 Prozent der Frauen, die eine Kaiser-
schnitt-Geburt hinter sich haben, sind der Ansicht, dass dieser nur im Not-
fall durchgeführt werden sollte”.

Herr Oberbürgermeister Ude hat mir Ihre Anfrage zur Beantwortung zuge-
leitet. Zunächst bedanke ich mich für die Fristverlängerung und kann jetzt
unter Berücksichtigung der Stellungnahme der Geschäftsführung der Städ-
tisches Klinikum München GmbH die einzelnen Punkte Ihrer Anfrage wie
folgt beantworten:

Frage 1:

Wie hoch liegt die Kaiserschnittrate in den Geburtskliniken in München?
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Antwort:

Laut Auskunft Dr. Nicholas Lack, Ansprechpartner der Bayerischen Neo-
und Perinatalerhebung der BAQ1  an das RGU vom  März 2010 lag die Kai-
serschnittrate in allen Geburtskliniken Münchens im Jahr 2008 bei 33%.
Im Jahr 1998 lag sie noch bei 21%.

Bayernweit betrug die Kaiserschnitt-Rate gemäß der BAQ – Geburtshilfe
Gesamtstatistik 2008 – (in der Folge: Geburtshilfestatistik BAQ) insge-
samt 32,6%, wobei sie in den belegärztlich geleiteten Abteilungen mit un-
ter 500 Geburten pro Jahr am höchsten (35,8%) und in perinatologischen
Schwerpunktkliniken am geringsten (30,3%) war. In den Kliniken der höch-
sten Versorgungsstufe lag sie bei 31,0%.2

Die Kaiserschnitt-Operation war bundesweit im Jahr 2008 laut Statisti-
schem Bundesamt mit 167.555 Fällen (von 675.000 Geburten insgesamt)
die zweithäufigste Operation bei Frauen überhaupt (nach „Rekonstruktion
weiblicher Geschlechtsorgane nach Ruptur, Dammriss” mit  241.622 Fäl-
len).

Frage 2:

Wie hoch ist der Prozentsatz in den jeweiligen städtischen Geburtskliniken
Harlaching, Neuperlach und Schwabing?

Antwort:

Im StKM lag die Kaiserschnittrate im Jahr 2009 bei 28,6%, die Verteilung
auf die drei Kliniken stellt sich wie folgt dar:
KH: 33,1%     KN: 17,2%     KS: 30,4%
Grundsätzlich ist bei der Kaiserschnittrate zu berücksichtigen, dass diese
erheblich davon beeinflusst wird, wie hoch der Anteil an Risikoschwange-
ren bzw. -geburten ist.

Frage 3:

Gibt es Untersuchungen zur Kaiserschnittrate bei Migrantinnen?

Antwort:

Der Geburtshilfestatistik BAQ ist zu entnehmen, dass die Sectiorate bei
Migrantinnen im Zeitverlauf insgesamt ähnlich zugenommen hat wie bei
deutschen Müttern, allerdings auf einem etwas unterschiedlichen Niveau
für verschiedene Herkunftsregionen. Die BAQ-Erhebung weist als Grup-
pierungen gesondert Mütter aus Deutschland, dem Mittelmeerraum, dem
orientalen Afrika und dem mittleren Osten, Europa/Nordamerika, Osteuro-
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pa und Asien und aus „sonstigen Staaten” aus. Die Quote liegt bayern-
weit für asiatische Mütter mit 35% und insbesondere für Mütter aus
„sonstigen Staaten” wie dem nicht-orientalen Afrika und Südamerika mit
fast 40% deutlich über derjenigen deutscher Frauen.

StKM:

Im StKM lag die Kaiserschnittrate bei Patientinnen mit nicht-deutscher Na-
tionalität im Jahr 2009 bei 28,0%, die Verteilung auf die drei Kliniken stellt
sich wie folgt dar:
KH: 34,2%     KN: 16,3%     KS: 28,0%
Eindeutige Gründe, weshalb die Kaiserschnittrate im Klinikum Harlaching
für Patientinnen mit nicht-deutscher Nationalität etwas höher liegt als für
deutsche Patientinnen, sind nicht bekannt. Es wird vermutet, dass wegen
der steigenden Fallzahlen im Klinikum Harlaching und der hohen Expertise
auch in Bezug auf Risikoschwangerschaften mit erhöhtem Frühgeburtsrisi-
ko eine Verschiebung aus anderen Geburtskliniken in das Klinikum Harla-
ching resultiert, so dass der Anteil aus diesem Grund höher liegen könnte.
Zu berücksichtigen sind hierbei auch soziokulturelle Unterschiede zwi-
schen Patientinnengruppen unterschiedlicher Herkunftsländer. Eine Unter-
suchung der Charité aus dem Jahr 2003 bei türkischen Patientinnen hat
ergeben, dass man im Vergleich zu deutschen Patientinnen weniger primä-
re Sectiones fand. Das Klinikum Harlaching weist aber den geringsten An-
teil an türkischen Patientinnen mit Entbindung auf (10,7% gegenüber 13%
bzw. 12,9% in KN und KS), so dass auch durch die unterschiedlichen Antei-
le der verschiedenen Nationalitäten in den drei Kliniken Unterschiede in der
Kaiserschnittrate resultieren könnten.

Frage 4:

Wie hoch liegt der Anteil von vor Geburt festgelegtem Kaiserschnitt zu se-
kundärem Kaiserschnitt (Notkaiserschnitt), bei dem die Entscheidung zur
Operation während der Geburt fällt?

Antwort:

Laut Geburtshilfestatistik BAQ macht die primäre Sectio in Bayern knapp
die Hälfte aller Sectiones aus. Der Anstieg der Kaiserschnittquoten in den
letzten Jahren betrifft sowohl den primären wie den sekundären Kaiser-
schnitt.

StKM:

Vorab muss darauf hingewiesen werden, dass nicht jeder sekundäre Kai-
serschnitt ein Notkaiserschnitt ist. Notkaiserschnitte sind diejenigen Fälle,
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bei denen man aufgrund eines unter der Geburt auftretenden Sauerstoff-
mangels oder bei lebensbedrohlichen Zuständen der Mutter unmittelbar
(nach den Leitlinien der DGGG (Deutsche Gesellschaft für Gynäkologie
und Geburtshilfe e.V.) innerhalb von 20 Minuten) eine Schnittentbindung
durchführen muss. Der Anteil an Notkaiserschnitten ist in allen Kliniken
des StKM sehr gering (zwischen 0,4% und 1,4%).
Unter sekundärem Kaiserschnitt versteht man alle Kaiserschnitte, die
nach Beginn von Geburtswehen durchgeführt werden, beispielsweise bei
anatomischen Missverhältnissen oder wenn ein schleichender Sauerstoff-
mangel zu befürchten ist, die Indikation war also ursprünglich nicht ge-
plant, sondern wird während des Geburtsverlaufes gestellt. Der Anteil der
sekundären Kaiserschnitte ist nicht exakt bezifferbar und liegt bei rund
zwei Dritteln der Kaiserschnitte.

Frage 5:

Was sind die Gründe für einen primären Kaiserschnitt?

Antwort:

Laut Geburtshilfestatistik BAQ 2008 (1Basisstatistik 6P 16) sind in Bayern
die häufigsten Indikationen für den primären Kaiserschnitt für die Gruppe
der reifen Einlinge der „Zustand nach Sectio” (35,5 %), gefolgt von der
Beckenendlage (22,8 %).
Die Fachgesellschaften unterscheiden bei den medizinisch indizierten
Schnittentbindungen zwischen absoluten und relativen (“weichen”) Indika-
tionen (siehe Deutsche Gesellschaft für Gynäkologie und Geburtshilfe
2008)3  Erstere machen weniger als 10 % aller Kaiserschnitte aus. Als rela-
tive Indikationen werden dort genannt:
- Zustand nach Sectio und
- Beckenendlage u.a. aufgezählt:
- Absolute fetale Makrosomie ( über 4500 g)
- Verdacht auf relatives Mißverhältnis zwischen Kindsgröße und mütter-

lichem Becken
- protrahierte Geburt
- pathologisches CTG
- Wunsch der Schwangeren nach einem primären Kaiserschnitt aufgrund

von Angstgefühlen.
PD Dr. M. David, Charité Berlin, wies in seinem Vortrag auf der Berliner
Tagung „Sectio auf Wunsch” am 13.5.06 darauf hin, dass bezüglich der
Kaiserschnitt-Indikationen eine „Umverteilung hin zu ‚weichen‘ Faktoren
zu beobachten” ist.
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Neben mütterlichen und kindlichen Gründen für einen Kaiserschnitt und der
zunehmenden Bedeutung haftungsrechtlicher Fragen nennt Prof. Dr. Wolf-
gang Eiermann als Ursache für den Anstieg der Kaiserschnittraten u.a.,
dass in der Ausbildung zunehmend die normalen Geburten den Hebam-
men zugeordnet werden. „Fachärzte verlernen das Leiten der vaginalen
Geburt”.4

Die Perspektive der Frauen erforschte die Studie „Geburtsmodus und
Wohlbefinden” der Uni Osnabrück 2005.5  Sie kam zu folgendem Ergebnis:
Der Wille der Gebärenden ist nicht der häufigste Grund für das Ansteigen
der Kaiserschnittrate. Nur 3,8% der Frauen präferierten selbst den Kaiser-
schnitt. Weit überwiegend erfolgte er aufgrund der Beratung mit professio-
nellen Experten, die auch Geburtsangst als gewichtigen Grund für einen
primären Kaiserschnitt ansahen. Gründe für eine Entscheidung der Frauen
für eine Wunschsectio in einem frühen Zeitpunkt der Schwangerschaft wa-
ren u.a. Angst vor Geburtsschmerz und Wehen, Planbarkeit, Schnelligkeit.

StKM:

Die Indikationen für einen primären Kaiserschnitt sind in den Leitlinien
festgelegt, beispielsweise ein absolutes Missverhältnis zwischen Becken
und Kind, geburtsunfähige Lagen, schwere Plazentainsuffizienzen mit
Unterversorgung des Kindes mit Sauerstoff oder eine Plazenta praevia
(Mutterkuchen liegt vor dem Muttermund). Eine sogenannte Wunschsectio
ohne medizinische Indikation ist in den Kliniken des StKM die Ausnahme
und wird nur nach eingehender Besprechung der Risiken, dem Angebot
des Einholens einer Zweitmeinung und dem Angebot einer psychosozialen
Beratung nach Indikationsstellung durchgeführt. Um einen Kaiserschnitt
(z.B. bei Beckenendlagen, Zwillingsgeburten) zu vermeiden, werden außer-
dem bei geeigneten Fällen Maßnahmen unter umfangreichen Sicherheits-
kontrollen ergriffen, hierzu gehören beispielsweise Wendungen bei Einstel-
lungsanomalien im Klinikum Neuperlach.

Frage 6:

Wie stark werden Frauen in den städtischen Entbindungskliniken unter-
stützt und beraten, auch bei schwierigeren Ausgangslagen z.B. Bek-
kenendlage oder Zwillinge eine vaginale Geburt anzustreben?

Antwort StKM:

Es ist ausgewiesenes Ziel unserer drei Kliniken, eine sichere und sanfte
Geburtshilfe zu leisten, dies gilt ausdrücklich auch für schwierige Aus-
gangslagen und betrifft somit auch Beckenendlagengeburten und Zwil-
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lingsgeburten, obwohl die Datenlage hierzu kontrovers ist. In einer im Jahr
2000 von der kanadischen Epidemiologin Mary Hannah publizierten Arbeit
wurde der vaginalen Entbindung eines Kindes aus Beckenendlage ein 3-
fach erhöhtes Risiko für einen Geburtsschaden zugeschrieben als bei ei-
ner Schädellagengeburt. Deshalb darf man Beckenendlagengeburten nur
bei vorliegender entsprechender Infrastruktur und nach eingehender er-
gebnisoffener Aufklärung der Patientin durchführen.
Insbesondere versuchen die geburtshilflichen Teams Ängste abzubauen
und die natürliche Entbindung den Frauen als beste Methode näher zu brin-
gen.

Frage 7:

Was unternehmen die Kliniken, insbesondere die städtische Klinikum
GmbH, um die Kaiserschnittrate zu senken?

Antwort StKM:

Das primäre Ziel unserer Kliniken ist es, den Patientinnen eine sichere und
sanfte Geburt anzubieten und zu ermöglichen. Der Geburtsmodus ist se-
kundär. Selbstverständlich wird immer möglichst wenig invasiv vorgegan-
gen, d. h. ein Kaiserschnitt nur bei entsprechender Indikation oder aus-
drücklichem Wunsch der Patientin durchgeführt. Gleichzeitig werden Fort-
bildungsmaßnahmen zur Durchführung vaginal operativer Verfahren ange-
boten, um die praktischen Fertigkeiten (v.a. auch bei jüngeren Geburtshel-
ferInnen) in der Geburtshilfe weiterzugeben (z.B. 26./27.02.2010 im Klini-
kum Harlaching).

Frage 8:

Was kostet bzw. welche Vergütung bringt eine Kaiserschnitt-Geburt im
Gegensatz zu einer normalen vaginalen Entbindung?

Antwort StKM:

Die Vergütung im Krankenhaus erfolgt auf Basis von G-DRGs, deren Be-
wertungsrelationen jährlich angepasst werden. Nachfolgend ist ein Aus-
zug aus dem G-DRG-Katalog für das Jahr 2009 beigefügt.
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                                        Tabelle !!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!

In der letzten Spalte ist der Rechnungsbetrag ohne Berücksichtigung von
Grenzverweildauer-über bzw. unterschreitung oder Zu- und Abschlägen
ausgewiesen, d.h. Das jeweilige Relativgewicht wurde mit dem bayeri-
schen Landesbasisfallwert für 2009 multipliziert, die beiden Varianten ohne
Komplikationen wurden gelb hinterlegt.
Die Berechung der Vergütung hängt im Einzelfall von der effektiven Bewer-
tungsrelation ab, die sich wiederum nach der Gruppierung der für die ein-
zelne Patientin inkl. Berücksichtigung der entsprechenden Zu- bzw. Ab-
schläge sowie auf Basis des jeweils geltenden Basisfallwertes (BFW) rich-
tet.

Berechnungsbeispiele:
Eine Patientin entbindet im Jahr 2009 in der 24. SSW per Kaiserschnitt,
Verweildauer 15 Tage, BFW Euro 2.935,49, DRG O01A, Bewertungsrela-
tion 2,181
Rechnungsbetrag: 2,181  x Euro 2.935,49 = Euro 6.402,30
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Eine Patientin entbindet im Jahr 2009 in der 40. SSW vaginal,
Verweildauer 3 Tage, BFW Euro 2.935,49, DRG O60D, Bewertungsrelation
0,541, Rechnungsbetrag: 0,541  x Euro 2.935,49 = Euro 1.588,10
Eine Patientin entbindet im Jahr 2010 in der 34. SSW per sekundärem Kai-
serschnitt bei Vorliegen komplizierender Diagnosen,
Verweildauer 13 Tage, BFW euro 2.935,49, DRG O01E, Bewertungsrela-
tion 1,129, wegen Überschreitung der oberen Grenzverweildauer Zuschlag
je Tag 0,057,
Rechnungsbetrag: (1,129 + 3 x 0,057)  x Euro 2.935,49 = Euro 3.816,14

Eine Patientin entbindet im Jahr 2010 in der 31. SSW vaginal,
Verweildauer 18 Tage, BFW Euro 2.935,49, DRG O60A, Bewertungsrela-
tion 1,446, Rechnungsbetrag: 1,446  x Euro 2.935,49 = Euro 4.244,72

Frage 9:

Wie kann das städtische Klinikum Einfluss nehmen auf das Vergütungs-
system „Entbindung”? Welche Initiativen für eine finanzielle Gleichstellung
einer normalen Entbindung zu einer Entbindung mit Kaiserschnitt wurden
bislang unternommen?

Antwort:

Die Vergütung für die verschiedenen Methoden sollte so gestaltet sein,
dass die Entscheidung für bestimmte Methoden nicht durch wirtschaftli-
che Überlegungen tangiert werden, sondern der medizinische Aspekt aus-
schlaggebend ist. Je besser die realen Kosten in der unten  beschriebenen
InEK6 -Kalkulation abgebildet werden und in die Bewertungsrelationen ein-
fließen, desto weniger werden potentielle Gewinnmaximierungsüberlegun-
gen die medizinische Entscheidung beeinflussen.

StKM:

Die Berechnung sämtlicher Katalogbestandteile des jährlichen G-DRG-Ka-
taloges wird durch das InEK durchgeführt. Hierzu werden auf Basis von
Kosten- und Leistungsdaten nach §21 KHEntgG, welche jährlich durch bun-
desdeutsche Krankenhäuser an das InEK versandt werden, berechnet.
Aus den zur Verfügung gestellten Daten werden Durchschnittskosten er-
mittelt und die Bewertungsrelationen je DRG in Relation zu den Durch-
schnittskosten ermittelt. Eine DRG, für die die bundesweit ermittelten
Durchschnittskosten genau gelten, hätte somit eine Bewertungsrelation
von 1,0.
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Die Leistungsdaten müssen verpflichtend von allen Krankenhäusern an
das InEK versandt werden, die Kostendaten werden freiwillig versandt.
Die Kliniken des StKM nehmen seit Jahren am freiwilligen Versand der
Kostendaten teil. Wegen der extrem hohen Anforderungen an die Daten-
qualität, die im Kalkulationshandbuch des InEK beschrieben sind, werden
aber nicht immer alle Fälle aller Kliniken von Seiten des InEK angenom-
men.
Eine finanzielle Gleichstellung der vaginalen Entbindung mit der Kaiser-
schnittentbindung ist wegen des unterschiedlich hohen Aufwandes (Perso-
nal- und Sachkosten) weder erstrebenswert noch sinnvoll und durch ein
datengetriebenes System zur Ermittlung von bundesweit einheitlichen
Bewertungsrelationen auch gar nicht umsetzbar. Dies wird auch durch die
in Anlage 1 dargestellten Unterschiede in den Bewertungsrelationen deut-
lich.
Eine „Einflussnahme” des StKM auf die Höhe der Bewertungsrelationen
ist nur durch die (erfolgreiche) Teilnahme an der bundesweiten Kostenkal-
kulation möglich.

Frage 10:

Gibt es Abschätzungen über die gesundheitlichen und sozialen Folgen für
Mütter, Väter und Kinder bei einer normalen Entbindung gegenüber einer
Entbindung mit Kaiserschnitt?

Antwort:

a. Gesundheitliche Folgen für das Kind:
Die gesundheitliche Entwicklung eines Kindes hängt entscheidend von der
optimalen Versorgung rund um die Geburt („peripartal”) ab. Dazu gehören
vor allem das rechtzeitige Erkennen von Geburtsrisiken, die ausreichende
Sauerstoffversorgung und die Vermeidung körperlicher Verletzungen des
Kindes während der Geburt. Daneben ist die psychosoziale Unterstützung
der Mütter, Väter und Familien rund um die Geburt von großer Bedeutung.
Die Art der Entbindung (per Kaiserschnitt oder vaginal) spielt eine unterge-
ordnete Rolle.

Beobachtet wird, dass gesunde Kinder, die am Geburtstermin geplant mit
Kaiserschnitt entbunden wurden, häufiger kurzfristig respiratorische An-
passungsstörungen zeigen. Sie haben jedoch bei adäquater Versorgung
keinen Einfluss auf die spätere Entwicklung.

Für die Mutter-Kind-Bindung und die Stillförderung ist der frühe (Haut)Kon-
takt ein wesentlicher Faktor. Beim Kaiserschnitt muss daher besonders
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auf die Ermöglichung dieses Kontaktes geachtet werden. Der Einsatz ei-
ner Periduralanästhesie, bei der die Frau im Gegensatz zur Vollnarkose
wach bleibt, erleichtert dieses. Um dem geringeren Anteil nicht stillender
Mütter nach Schnittentbindung entgegen zu wirken, empfahlen Dremsek
u.a. aus dem Donauspital der Stadt Wien eine besondere Zuwendung für
Mütter nach Sectio (Ergebnisse einer retrospektiven Befragung von 1518
Eltern, alle Kaiserschnittarten, in 2003, in: WMW 11/12/2003).

b. Gesundheitliche Folgen für die Mutter:
Studien haben einerseits deutlich erhöhte Komplikationsraten, anderer-
seits auch einige Vorteile der Schnittentbindung feststellen können.7  Ge-
fahren sind Blasen- und Harnleiterverletzungen, Thromboembolien, die
Entstehung von Verwachsungen und häufigere Überweisung in Intensiv-
stationen. Zudem führt ein vorangegangener Kaiserschnitt automatisch
zur Zuordnung der Mutter zu einer Risikoklientel während der nächsten
Schwangerschaft und Geburt. Dagegen treten Schmerzen im Bereich zwi-
schen Vagina und Anus, Blaseninkontinenz 3 Monate nach der Geburt und
Gebärmuttervorfall nach Kaiserschnitt seltener auf. Kein statistischer Un-
terschied fand sich bezüglich Verletzungen an den Geschlechtsorganen,
Stuhlinkontinenz, postnataler Depression sowie Schmerzen während des
Geschlechtsverkehrs.

Das mütterliche Sterblichkeitsrisiko insbesondere nach primärer Sectio
scheint sich inzwischen u.a. aufgrund von Fortschritten in der Operations-
technik derjenigen von Frauen nach vaginaler Entbindung nahezu anzuglei-
chen. Bezogen auf alle Kaiserschnittarten errechnete sich im Zeitraum
2001 bis 2008 eine um den Faktor 2,6 erhöhte Gesamtsterblichkeit (1 Kai-
serschnitt-Todesfall auf 57.300 Kaiserschnitt-Entbindungen8 ).

Die GEK Kaiserschnitt -Studie9  hat ermittelt, dass Frauen nach ihrem Kai-
serschnitt sehr oft  der Meinung waren, die  Folgen eines  Kaiserschnitts
würden häufig unterschätzt (86 %). Sie klagten später besonders über
Schwierigkeiten mit der Narbe, Wundschmerzen (53 %), längere Rekonva-
leszenz (40 %), OP/Infektionsrisiko (27 %), gestörten Mutter-Kind-Kontakt
(25 %), fehlendes Geburtserlebnis (24 %) und Einschränkungen bei der
Versorgung des Kindes (23 %).  33 % waren in ihrer Entscheidung unsi-
cher gewesen und hätten lieber noch abgewartet. Weit  überwiegend (86
%) äußerten die  Frauen, sie seien gut informiert  gewesen über den Ab-
lauf, aber schlecht informiert über die Folgen des Kaiserschnitts. Ausführ-
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liche Informationen für Schwangere zum Thema Kaiserschnitt bietet z.B.
die BZGA10 .

StKM:

Langfristige gesundheitliche Auswirkungen für das Kind sind nicht vom
Geburtsmodus abhängig, sondern sind im wesentlichen von anderen Va-
riablen abhängig, so führen beispielsweise Sauerstoffmangel unter der
Geburt oder eine Frühgeburt mit einem wesentlich höheren Prozentsatz
(über 20 %) zu schwerwiegenden Behinderungen, während nach Normal-
geburten die Basisrate für schwerwiegende Einschränkungen bei 4 % lie-
gen.

Für die Mütter bedeutet ein Kaiserschnitt neben dem körperlichen Operati-
onstrauma ein wesentlich erhöhtes Risiko (Risikofaktor 10-fach) bei nach-
folgenden Geburten schwere Komplikationen wie z. B. das Einwachsen
des Mutterkuchens in die Gebärmutterwand zu bekommen.

Frage 11:

Gibt es Untersuchungen über den Zusammenhang von Geburtsverlauf
(z.B. normal, Kaiserschnitt, Komplikationen etc.) und Betreuung der Frauen
während der Geburt (z.B. Betreuung durch bekannte Hebamme im Ge-
burtshaus oder bei Beleghebammen, geburtsbegleitende Doulas etc.)?

Antwort:

Eine Studie der Universität Osnabrück aus dem Jahr 2007 (Bauer, Nicola;
zu Sayn-Wittgenstein, Friederike; Schäfers, Rainhild: Gesundheitsförde-
rung im Geburtsprozess – Interventionsstudie Versorgungskonzept Heb-
ammenkreißsaal)  kam zu dem Ergebnis, dass die Kaiserschnittrate im
Hebammenkreißsaal um mehr als die Hälfte gesenkt und die Stillquote
deutlich erhöht werden kann. Dies ist auch die Meinung von befragten
Frauen: Laut der GEK-Studie 2004 antworteten 42% von ihnen 0,5 bis 1,5
Jahre nach dem  Kaiserschnitt: „Wenn die Betreuung unter der Geburt
besser wäre, würden weniger Frauen mit  Kaiserschnitt entbinden.”

Mehrere randomisierte Studien und Meta-Analysen11  weisen nach, dass
sich mit der  kontinuierlichen Unterstützung während der Geburt durch
Doulas (Laien-Geburtsbegleiterinnen) die Kaiserschnitt-Raten um rund 50
% reduzieren ließen. Eine Studie der Universität Toronto12  bestätigte diese
Ergebnisse, insbesondere für die Fälle, in denen die Begleitung schon früh
während der Wehen einsetzte sowie dann, wenn die Doula nicht  zum Per-
sonal des Krankenhauses gehörte.
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Frage 12:

Arbeitet die städtische Klinikum GmbH mit Doulas zusammen und welche
Erfahrungen wurden dabei gemacht?

Antwort:

Die Erfahrungen sind auf sehr wenige Einzelfälle (<5 pro Jahr) beschränkt.

Frage 13:

Ist die Einführung von Hebammenkreissälen und das Beleghebammensy-
stem in der städtischen Klinikum GmbH für die Zukunft geplant?

Antwort:

In Anbetracht der Tatsache, dass alle unsere drei Geburtskliniken in Häu-
sern der Maximalversorger liegen, ist die Einführung von Hebammen-
kreißsälen nicht sinnvoll. Die Einführung eines Beleghebammensystems
wurde in der Vergangenheit in den Kliniken immer wieder diskutiert, auf
Grund verschiedener juristischer und finanzieller Fragestellungen aber bis-
her nicht umgesetzt und seitens der Geschäftsführung und der Klinikdirek-
torInnen derzeit nicht forciert.

1 Bayerische Arbeitsgemeinschaft für Qualitätssicherung
2 www.baq-bayern.de/index.php?name=projekt
3 www.uni-duesseldorf.de/AWMF/II/015-054.html
4 Beitrag Tagung „Medizin, Recht, Ethik – zwischen Konflikt und Kooperation”

Tutzing, 17./18.3.2010: www.ev-akademie-tutzing.de/programm/downloads
5 www.maternal-health.uni-osnabrueck.de/imagesHYPERLINK „http://www.

maternal-health.uni-osnabrueck.de/images/Sectio_2.pdf“ /Sectio_2.pdf
6 Institut für das Entgeltsystem im Krankenhaus
7 siehe Zusammenstellung NICE - National Institute for Clinical Excellence NHS,

Caesarean section – Understanding NICE Guidance – information for pregnant
women, their partners and the public - April 2004, zit. n. GEK-Kaiserschnitt-
Studie S. 41 (http://media.gek.de/downloads/magazine/GEK-Studie-Kaiser-
schnittstudie.pdf)

8 siehe DGGG 2008 a.a.O.
9 (http://media.gek.de/downloads/magazine/GEK-Studie-Kaiserschnittstudie.pdf)
10 www.familienplanung.de/schwangerschaft/kaiserschnitt
11 siehe Meyer et al. http://www.turner-white.com/pdf/hp_sep01_doulas.pdf
12 Hodnett et al., 2003
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Herrn 
Oberbürgermeister
Christian Ude
Rathaus
80331 München                                                                                      Anfrage

20.05.10

 
Können Unfälle durch „provisorische Höhenkontrollen“ verhindert werden?

Am vergangenen Montag, den 17. Mai 2010, kam es an der Eisenbahnunterführung kurz vor 
der Pelkovenstraße, Dachauer Straße stadteinwärts im Stadtteil Moosach zu einem Busun-
glück mit einem aus Ludwigshafen stammenden Doppeldeckerbus. Der Bus fuhr dabei in die 
3,40 hohe Unterführung ein und blieb stecken. Durch die Kollision Unterführungsdecke/Bus-
dach wurden 15 Passagiere auf dem Oberdeck, in diesem Fall Schüler zwischen 13 und 16 
Jahren, glücklicherweise und wie durch ein Wunder nicht schwer verletzt. Anwohner berich-
ten, dass an dieser Stelle regelmäßig zu hohe Fahrzeuge in die Bahnunterführung einfahren 
und es dadurch zu Kollisionen kommt. Hierbei trifft die jeweiligen Fahrzeuglenker, welche 
die Höhenbeschränkung missachten, das Unfallverschulden. 
Dennoch scheint es geboten, dass die Stadtverwaltung präventiv tätig wird, um derartige 
Unfälle zu vermeiden. Im Sinne einer Vermeidung von weiteren Unfällen und damit zur Ge-
fahr- und Schadenabwendung für Leib, Leben und Eigentum fragen wir daher:

1. Gibt es Erkenntnisse darüber, in welchen Unterführungen auf dem Stadtgebiet signi-
fikant häufig hohe Fahrzeuge stecken bleiben?

2. Wenn ja: Hat die Stadtverwaltung darauf reagiert? Und wie?
3. Wenn nein: Können solche Erkenntnisse anhand von Unfall-Statistiken z. B. im 

Wege der Amtshilfe durch die Polizei gewonnen werden?
4. Wie viele neuralgische Unterführungen gibt es in München und wird die Chance ein-

geschätzt, dass sog. provisorische Höhenkontrollen, wie sie vor z. B. Österreichi-
schen Tunnnel Gang und Gäbe sind, die mehrere Meter vor der tatsächlichen Ein-
fahrt in die neuralgischen Unterführungen angebracht werden, den Fahrzeuglenker 
rechtzeitig vor einer gefährlichen Weiterfahrt warnen und sich dadurch Unfälle effek-
tiv vermeiden lassen?

5. Wie hoch sind die Kosten für solche provisorischen Höhenkontrollen?
6. Nachdem für Bau und Unterhalt von Bahnunterführungen selbst die Deutsche Bahn 

AG zuständig ist: Führt die Stadt zur Verbesserung der Sicherheit für den Schwer-
verkehr mit der Deutschen Bahn AG Verhandlungen?

7. Wenn ja: Wie ist deren Stand?
8. Wenn nein: Beabsichtigt die Landeshauptstadt, derartige Verhandlungen mit der 

Deutschen Bahn AG aufzunehmen? Falls ja: Wie wird der zeitliche Horizont für eine 
Lösung zur Verbesserung der Sicherheit vor bzw. in Unterführungen eingeschätzt?

Josef Schmid ,Stadtrat, Mechthilde Wittmann,Stadträtin
 Fraktionsvorsitzender           

CSU-Stadtratsfraktion,
Rathaus, Marienplatz 8; 80331 München; Tel.: 233 92650; Fax: 29 13 765; email: csu-fraktion@muenchen.de
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Herrn
Oberbürgermeister
Christian Ude
Rathaus

München, den 20.05.2010

Sonnenenergienutzung auf Baudenkmälern

Anfrage

München hat sich ehrgeizige Ziele im Klimaschutz gesetzt. Um diese zu erreichen
müssen wir jede Möglichkeit nutzen. Dazu gehören auch Solaranlagen auf Münchner
Dächern.
Dies hat die Stadt auch mit dem Beschluss zur Münchner Solarinitative (SIM)
bekräftigt. Deshalb ist es wünschenswert, möglichst viele geeignete Dachflächen für
die Nutzung der Sonnenenergie zu gewinnen. Denkmalgeschützte Häuser oder
Ensembles sollten als Standort nicht generell ausgeschlossen werden.
Das Anbringen von Photovoltaikanlagen und solaren Warmwasserbereitungsanlagen
auf denkmalgeschützten Gebäuden wird allerdings häufig als Widerspruch
angesehen. Doch zeigen gute Beispiele aus der Praxis, dass die Nutzung von
Sonnenenergie  auch bei denkmalgeschützten Gebäuden möglich ist. Die
Umsetzung der Maßnahmen ist aber in der Regel wesentlich aufwendiger und
erfordert einen langen Abstimmungs- und Abwägungsprozess auch innerhalb der
Verwaltung. Dies schreckt interessierte Bauherren wiederum ab, in diese
Maßnahmen zu investieren.
Die Stadt Nürnberg hat hier einen guten Weg beschritten, um Eigentümern von
denkmalgeschützten Gebäuden einen ersten Überblick über mögliche Maßnahmen
für Photovoltaik- oder Solarthermieanlagen zu geben. Im Internet und mit einem
Flyer informiert die Denkmalschutzbehörde, wo im Nürnberger Stadtgebiet die
Sonnenenergienutzung auf Baudenkmälern grundsätzlich denkbar ist und wo nicht.
Zusätzlich wird auch eine telefonische Beratung bei Rückfragen angeboten.
Eine tabellarische Übersicht welche Maßnahmen an welchen Baudenkmälern
möglich sind - gegliedert nach Ensembles oder den wichtigsten Typen von
Einzeldenkmalen - wäre auch in München für Besitzer von denkmalgeschützten
Gebäuden eine wichtige Orientierungshilfe.

Wir fragen deshalb:

1. Gibt es eine Typisierung, bei welchen Ensembles und Einzeldenkmälern
welche Maßnahmen zur Sonnenenergienutzung in der Regel umgesetzt
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werden können?

2. Wenn ja, welche Kriterien werden zugrunde gelegt?

3. Gibt es einen Kriterienkatalog, der auch veröffentlicht werden könnte, damit
sich Bauherren im Vorfeld schon daran orientieren könnten?

4. Wenn nein, ist der Aufbau einer solchen Katalogisierung und die Erarbeitung
eines Kriterienkataloges geplant?

5. Gibt es ein Beratungsangebot z.B. von der Lokalbaukommission oder dem
Bauzentrum München für interessierte Bauherren für den Bereich
Sonnenenergienutzung auf Baudenkmälern ?

6. Wenn nein, ist der Aufbau eines Beratungsangebotes in Zukunft geplant?

7. Gibt es einen Ansprechpartner in der Lokalbaukommission zu dem Thema
Sonnenenergienutzung bei Baudenkmälern?

8. Ist geplant zukünftig gemeinsam mit der Solarbranche nach stadtverträglichen
Lösungen zu suchen?

Initiative:
Sabine Krieger Sabine Nallinger
Stadträtin Stadträtin


	Inhaltsverzeichnis
	Terminhinweise 
	Bürgerangelegenheiten 
	Meldungen 
	› Landeshauptstadt München im Vorstand der Europäischen Foren  für Urbane Sicherheit  
	› Vorlesung über Münchner Klimaschutzprogramm 
	Beflaggung zum Jahrestag der Verkündung des Grundgesetzes 
	› Reihe „Sounds like Munich": Diskussion zum Thema Hip-Hop/Rap  
	Antworten auf Stadtratsanfragen 
	› Wie hoch ist die Kaiserschnittrate in München? 
	Anträge und Anfragen aus dem Stadtrat 17 


